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Präambel: Lichtenberg im Herzen – Die soziale Kraft für unseren 
Bezirk 
Am 20. September 2026 entscheiden wir darüber, in welcher Stadt wir leben wollen. 

Lichtenberg ist mehr als nur ein Bezirk auf der Karte – es ist unsere Heimat, ein Ort der 
Solidarität und des Zusammenhalts. In den letzten Jahren hat sich unser Bezirk rasant 
verändert. Wo früher Stillstand herrschte, pulsiert heute das Leben. Neue Familien 
ziehen zu uns, junge Generationen bringen frischen Wind in die Kieze, und Lichtenberg 
ist heute bunter, vielfältiger und lebendiger als je zuvor. Doch dieser Aufbruch braucht 
Rückgrat. Wenn die Bevölkerung wächst, müssen Schulen, Kitas und die soziale 
Infrastruktur mitwachsen. Niemand darf in einem wachsenden Bezirk auf der Strecke 
bleiben. 

Unsere Wurzeln: Wir wissen, wie Rathaus geht 

Die soziale Handschrift Lichtenbergs wurde von uns geschrieben. Über Jahrzehnte 
hinweg haben wir als Linke Verantwortung getragen und bewiesen, dass wir den Bezirk 
zum Wohle aller gestalten können. Mit unseren Bürgermeister*innen Wolfram 
Friedersdorff und Christina Emmrich wurde Lichtenberg zum Vorreiter für 
Familienfreundlichkeit. Wir haben den Bürgerhaushalt in eine deutsche Großstadt 
gebracht – eine Idee, die weltweit Beachtung fand, weil sie das Wichtigste in den 
Mittelpunkt stellt: euch. Wir haben gezeigt, dass Demokratie dort am stärksten ist, wo 
die Menschen mitentscheiden können. 

Drei Jahre Stillstand sind genug 

Heute erleben wir ein Lichtenberg unter einer CDU-Führung, die den sozialen Kompass 
verloren hat. Politische Fehlentscheidungen und drastische Haushaltskürzungen 
bedrohen das soziale Gefüge in unserer Stadt und im Bezirk. Wo früher Investitionen in 
die Gemeinschaft flossen, herrscht heute soziale Kälte. Das können und werden wir 
nicht länger hinnehmen. Lichtenberg braucht keine Sparpolitik am Menschen – 
Lichtenberg braucht wieder ein Herz. 

Unser Team für 2026: Vielfältig, kompetent, entschlossen 

Wir treten nicht als anonyme Partei an. Wir treten an als ein Team, das so vielfältig und 
divers ist wie Lichtenberg selbst. Auf unserer Liste für die 
Bezirksverordnetenversammlung (BVV) kandidieren Menschen, die wissen, wovon sie 
reden: 

- Expert*innen des Alltags, die im Ehrenamt, in der Pflege oder in der Erziehung täglich 
den Laden am Laufen halten. 

- Junge Visionär*innen, die digitale Teilhabe und moderne Verwaltung fordern. 

- Erfahrene Strateg*innen, die wissen, wie man im Rathaus Mehrheiten für soziale 
Gerechtigkeit organisiert. 
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Wir bringen unterschiedliche Fähigkeiten, Berufe und Hintergründe mit, aber uns eint 
ein gemeinsames Ziel: Wir wollen das Rathaus für die Menschen zurückerobern. 

Mit Camilla Schuler an die Spitze 

Wir kämpfen darum, wieder die stärkste Fraktion in der 
Bezirksverordnetenversammlung zu werden. Und wir haben eine klare Mission: Camilla 
Schuler soll unsere neue Bezirksbürgermeisterin werden. Mit ihr wollen wir die soziale 
Handschrift zurück ins Rathaus bringen. Sie steht für eine Politik, die zuhört, die 
anpackt und die weiß, dass Lichtenberg nur dann stark ist, wenn wir solidarisch 
zusammenstehen. 

Am 20. September geht es um alles. Für ein soziales, ökologisches und weltoffenes 
Lichtenberg. Für ein Rathaus, das euch gehört. 

Kein Kind darf in Armut leben! 
Jeder junge Mensch muss unbeschwert aufwachsen dürfen. Kinder und Jugendliche 
sollen ihre Neugier ausleben, ihre Umwelt entdecken und früh erfahren, dass sie die 
Welt, in der sie aufwachsen, mitgestalten dürfen. Die Perspektive von Kindern und 
Jugendlichen soll darum in allen Bereichen mitgedacht werden, was auch durch die 
Förderung der Leitstelle für Kinder- und Jugendbeteiligung geschehen soll. Teilhabe 
muss dabei unabhängig vom Geldbeutel der Eltern möglich sein.  

Öffentliche Orte für alle 

Wir fordern ein Sonderprogramm für Spielplätze, Jugendorte und öffentliche Räume im 
Bezirk, damit diese als Orte der Begegnung für alle attraktiver werden. Dazu gehören 
der Ausbau und die qualitative Aufwertung von Spielplätzen in allen Lichtenberger 
Kiezen. Hierbei wollen wir inklusive und mehrgenerationelle Spielplätze als Standard. 
Deshalb muss die personelle Ausstattung des Bezirks- und Grünflächenamts 
angepasst werden, um die Pflege, Sicherheit und Weiterentwicklung der Spielplätze 
langfristig zu gewährleisten. Jugendlichen fehlt es in vielen Kiezen im Bezirk an Orten, 
die dezidiert für sie geschaffen wurden, dazu gehören z. B. öffentlich zugängliche 
Sport-Anlagen aber auch überdachte Aufenthaltsmöglichkeiten wie Pavillons. Diese 
sollen flächendeckend im Bezirk etabliert bzw. wieder instandgesetzt werden.   

Mehr finanzielle Unterstützung für Freizeit- und Kulturangebote 

Jugendfreizeit ist für uns keine freiwillige Leistung, sondern elementare 
Daseinsfürsorge. Wir unterstützen eine stärkere Förderung von Sport- und 
Kreativangeboten, insbesondere für Kinder aus einkommensschwachen Familien. 
Jugendfreizeiteinrichtungen spielen hierbei eine große Rolle und müssen erhalten bzw. 
ausgebaut werden, damit Kinder und Jugendliche sich ausprobieren und frei entfalten 
können. Gleichzeitig wollen wir Familienzentren als Orte des Austauschs, der 
Unterstützung und der Nachbarschaft weiter stärken.  

Als ersten konkreten Schritt wollen wir den Bau einer Jugendfreizeiteinrichtung in 
Karlshorst auf den Weg bringen. Ebenso fordern wir die Senatsverwaltung für Kultur 
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auf, die aktuell ungenutzte Jugendfreizeiteinrichtung „Linse“ auf dem Grundstück des 
Theaters an der Parkaue in den letzten Sanierungsabschnitt zu integrieren und 
langfristig für eine jugend-kulturelle Nutzung nutzbar zu machen. Wir unterstützen 
ebenso die Einrichtung eines selbstverwalteten Jugendzentrums, das eigenständig von 
Jugendlichen gestaltet und betrieben wird. Räume wie diese ermöglichen es, 
Verantwortung und Selbstwirksamkeit zu erleben sowie eigene Projekte zu 
verwirklichen.  

Insgesamt wollen wir die bestehende Struktur sichern und stärken. Dazu gehört auch, 
die auf Landes- und Bezirksebene überbordende Bürokratie für etablierte Träger bei 
jährlich neuen Projektanträgen abzubauen. Das Zuwendungsrecht und die Kosten-
Leistungsrechnung gehören grundlegend überarbeitet. Lohnzahlungen entlang des 
Tarifvertrages dürfen kein Risiko für die Träger sein, sondern müssen fest in die 
Regelfinanzierung integriert werden. Jugendförderung braucht Planungssicherheit, 
verlässliche Zusagen und eine auskömmliche, langfristige Finanzierung. 

Kinderarmut ganzheitlich bekämpfen 

Wir haben 2019 als erster Berliner Bezirk eine umfassende Strategie zur 
Kinderarmutsprävention entwickelt und damit eine verbindliche Präventionskette von 
der Geburt bis zum 18. Lebensjahr etabliert. Das Netzwerk Kinderarmutsprävention 
bildet unter Leitung einer Koordinierungsstelle die tragende Struktur aus Arbeits- und 
Gremienzusammenhängen. Damit dieser Ansatz wirksam bleibt, braucht es jedoch 
deutlich mehr finanzielle Mittel und personelle Ressourcen. Wir wollen, dass 
Kinderarmutsprävention wieder als Querschnittsaufgabe durch die gesamte 
Verwaltung begriffen wird. 

Wir wollen die Präventionskette nicht nur fortführen, sondern strukturell absichern und 
auskömmlich finanzieren, statt sie von befristeten Projektmitteln abhängig zu machen. 
Gleichzeitig soll ihr Modellcharakter erhalten bleiben: Der Bezirk muss weiterhin Raum 
haben, innovative Ideen und neue Verfahren zu erproben und erfolgreiche Ansätze 
dauerhaft zu verankern. Die Schulgesundheitsfachkräfte sind ein Beispiel für ein 
solches Erfolgsmodell. Ihre Berufsanerkennung, ihr Ausbau und ihre dauerhafte 
Verstetigung fordern wir ausdrücklich. 

Alleinerziehende stärken 

In Lichtenberg haben wir besonders viele Alleinerziehende, die jeden Tag Enormes 
leisten und zugleich unter besonderem Druck stehen. Wir wollen die 
Unterstützungsangebote im Bezirk konsequent an ihren Lebensrealitäten ausrichten. 
Dazu gehören niedrigschwellige Anlauf- und Beratungsstellen mit passgenauen 
Öffnungszeiten, eine stärkere Verankerung von Hilfestrukturen, die sich flexibel am 
Arbeits- und Betreuungsalltag von Eltern orientieren. Gleichzeitig setzen wir uns für 
den Ausbau flexibler Kinderbetreuungsangebote ein, damit Vereinbarkeit nicht vom 
Zufall abhängt, sondern verlässlich organisiert werden kann. Wir wollen das breit 
gefächerte Angebot für Familien in Lichtenberg erhalten, gezielt ergänzen und 
bedarfsgerecht weiterentwickeln.  



4 
 

Kostenfreies gesundes Essen für alle Kinder  

Jedes Kind hat das Recht auf ein gesundes, nahrhaftes Mittagessen, egal wie viel Geld 
die Eltern haben. Wir setzen uns dafür ein, dass alle Schulen ein kostenloses 
Mittagessen anbieten, das lecker und kindgerecht ist. Dazu müssen die Pauschalen für 
Schulessen fair angepasst werden. Gleiches gilt für kostengünstige Kitaessen und die 
Sicherung der Vollfinanzierung über Bildungs- und Teilhabe-Mittel für Familien mit 
wenig Geld. Zusätzlich fordern wir, die aktuelle Praxis der Ausgabe des Schulessens 
ausschließlich nach Bestellung und Vorzeigen einer Chipkarte kritisch zu evaluieren. 
Den Eltern müssen mehrsprachige, niedrigschwellige und analog zugängliche 
Informations- und Unterstützungsangebote bei Bestellung und Vertragsabschluss 
zugänglich gemacht werden. 

Außerdem begrüßen wir die Idee, Kiezkantinen einzuführen, in denen alle Kinder und 
Familien günstig essen können, ohne dass sich jemand ausgeschlossen oder 
stigmatisiert fühlt. Diese Räume sollen auch Orte der Begegnung sein, an denen Feste, 
Veranstaltungen von Vereinen und gemeinsames Lernen stattfindet. 

Die gerechte Kita – sinkende Kinderzahlen als Chance für bessere Qualität  

Wir unterstützen die Forderung nach einer realen Anpassung des Personalschlüssels in 
Kitas, welcher Urlaub, Krankheit und Ausfallzeiten einbezieht. Auszubildende und 
Assistenzkräfte sind dabei nicht als vollwertige Betreuungskräfte anzurechnen.  

Wir setzen uns dafür ein, dass die Anzahl der betreuten Kleinkinder pro Fachkraft 
reduziert wird, um qualitativ hochwertige frühkindliche Bildung und individuelle 
Förderung zu gewährleisten.  

Projekte wie die Kitasozialarbeit sind wichtige Instrumente, um Familien frühzeitig zu 
unterstützen und präventiv wirksam zu werden. 

Sprachförderung und Mehrsprachigkeit  

Jedes Kind soll mindestens drei Jahre lang Zugang zu einem Krippen- oder Kitaplatz 
haben, um die Sprachentwicklung frühzeitig zu fördern und Übergänge in Schule und 
Hort bestmöglich vorzubereiten. Am besten sollte die Möglichkeit bestehen, den 
gesetzlichen Anspruch nach dem ersten Lebensjahr wahrzunehmen. Dazu müssen 
gezielte Fördermaßnahmen im Kitasystem ergänzt und die gezielte Ansprache von 
Familien forciert werden. Damit dies gelingt, fordern wir die Einrichtung eines 
Sprachförderzentrums in Lichtenberg, das Kindern gezielte Unterstützung bietet und 
Familien bei der Umsetzung von Mehrsprachigkeit stärkt.  

Die Rolle des Jugendamts  

Wir wollen, dass das Jugendamt gestärkt wird als die Instanz, die Kinder in extremen 
Situationen schützt und Familien dabei Hilfe bietet, stabile und sichere Bedingungen 
für ein gutes Aufwachsen zu schaffen. Das Kindeswohl ist hierbei Auftrag und Leitlinie. 
Das setzt Sozialarbeitende voraus, die gut ausgebildet sind und sich für jede Familie 
ausreichend Zeit nehmen können, um gemeinsam und vertrauensvoll an Lösungen zu 
arbeiten. Wir setzen auf gute Elternarbeit und Beratung und verstehen das Jugendamt 
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als Unterstützeramt, das Familien hilft. Damit diese Arbeit erfolgreich sein kann, 
verlangen wir die vollständige und verlässliche Ausfinanzierung des Familienbüros, das 
in der Große-Leege-Straße in Alt-Hohenschönhausen und mobil der vertrauensvolle 
Erstanlaufpunkt für alle Eltern in unserem Bezirk ist.  

Hilfen zur Erziehung (HzE)  

Wir fordern, dass die Senatsverwaltung für Finanzen die Mittelvergabe an die Bezirke 
an die realen Bedarfe der Kinder und Familien koppelt, um existenziell wichtige 
Jugendhilfeleistungen dauerhaft sicherzustellen. Das betrifft insbesondere die aktuelle 
Finanzierung der Hilfen zur Erziehung (HzE).  

HzE sind Unterstützungsangebote für Familien, Kinder und Jugendliche, die in 
schwierigen Lebenssituationen Hilfe benötigen. Eine fundamentale Neustrukturierung 
der Budgetierung der HzE in Berlin ist unabdingbar, um die Bezirke nicht für 
Kostensteigerungen haftbar zu machen, die sie aufgrund des bestehenden 
Rechtsanspruches auf die Leistungen nicht beeinflussen können. Bis dahin fordern wir 
eine einmalige Basiskorrektur für die Bezirke, um zu verhindern, dass Defizite aus dem 
laufenden Jahr in der Kameralistik und Kosten-Leistungsrechnung (KLR) negativ 
vermerkt werden. Dies soll die Handlungsfähigkeit der Bezirke langfristig sichern. Wir 
möchten, dass sich ergänzende Maßnahmen besser verknüpft werden können und 
effektive Hilfen vermitteln, anstatt Spardruck walten zu lassen. Dazu möchten wir auch 
teilstationäre Hilfen stärker fördern. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Refinanzierung künftig transparent und regelmäßig 
angepasst wird, sodass die Bezirke nicht durch unvorhersehbare Kostensteigerungen 
oder Angebotsengpässe belastet werden.  

Schnellere und unbürokratische Auszahlung von Sozialleistungen  

Es kann nicht sein, dass Familien monatelang auf dringend benötigte finanzielle 
Unterstützung warten müssen. Verzögerungen bei Bürgergeld, Wohngeld oder dem 
Kinderzuschlag bringen Menschen in existenzielle Not. Wir fordern, dass 
Sozialleistungen schneller und unbürokratischer ausgezahlt werden, damit niemand 
durch staatliche Trägheit in Armut gedrängt wird. Wir wollen auch, dass der BerlinPass 
bei entsprechendem Anspruch unbürokratisch ohne neue Antragsstellung mit anderen 
Sozialleistungen ausgegeben wird. So spart man Familien zusätzliche Belastungen und 
nimmt die Verantwortung weg von Familien oder Einrichtungen wie Schule und Kita. 

Insgesamt gilt: Kinderarmut bedeutet immer auch Familienarmut und ist eng verknüpft 
mit zu hohen Mieten, steigenden Lebensmittelpreisen und zu geringen Löhnen. Wir 
unterstützen daher eindringlich die Forderung einer echten Kindergrundsicherung auf 
Bundesebene. 

Schule und Politische Bildung: Mehr als nur Unterricht  
Lichtenberg wächst, und unsere Schulen wachsen mit. Doch Wände allein machen 
keine Bildung. Wir wehren uns gegen den Rotstift bei der Bildung unserer Kinder: Wenn 
bei Bildung, Vielfalt, solidarischem Lernen, an dem Miteinander, an der Sauberkeit und 
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am Schwimmunterricht gespart wird, ist eine rote Linie überschritten. Besonders für 
Erstwähler*innen ab 16 muss Schule auch ein Ort gelebter Demokratie sein.  

Demokratie lernen – Antifaschismus leben 

Wir stehen an der Seite der Schulen, die sich gegen Rechtsruck und Diskriminierung 
stellen und unterstützen alle, die sich dahin auf den Weg machen. Projekte zur 
Demokratieförderung und antifaschistische Bildungsarbeit müssen fester Bestandteil 
des Schulalltags und finanziell abgesichert werden. Wir unterstützen Schulen, die sich 
im Rahmen der bundesweiten Programme „Schule der Vielfalt“ oder „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage“ engagieren. 

Gewaltfrei lernen – Sozialarbeit statt Security 

Die zunehmende Gewalt an Schulen – physische und verbale Gewalt, Cybermobbing 
und Ausgrenzung - besorgt uns zutiefst. Unsere Antwort darauf ist nicht mehr Polizei, 
sondern mehr Pädagogik, insbesondere mehr Medienbildung. Wir fordern die 
Umsetzung des Landesprogramms Schulsozialarbeit und damit eine feste Stelle für 
Schulsozialarbeit an jeder Lichtenberger Schule – ohne befristete Projektmittel. Wir 
wollen die schulpsychologischen Dienste (SIBUZ) im Bezirk massiv ausbauen, um 
Krisen frühzeitig aufzufangen und Anti-Gewalt-Trainings fest in den Lehrplänen zu 
verankern.  

Schüler*innenhaushalt sichern 

Wir haben den Schüler*innenhaushalt erfolgreich eingeführt. Dieses Instrument der 
direkten Mitbestimmung lassen wir uns nicht kaputtsparen. Wir wollen das Budget 
erhöhen, damit junge Menschen selbstwirksam ihren Lernort gestalten können.  

Mehr Gemeinschaftsschulen wagen 

Wir stehen für das längere gemeinsame Lernen als den gerechtesten Weg zur Bildung. 
Deshalb prüfen wir bei jedem Schulneubau vorrangig die Einrichtung einer 
Gemeinschaftsschule. Aber auch im Bestand wollen wir Potenziale nutzen. Wir setzen 
uns für mehr Kooperation zwischen Grundschulen und weiterführenden Schulen in den 
Kiezen ein als einen möglichen Weg in Richtung Gemeinschaftsschule. 

Guter Ganztag statt Aufbewahrung 

Die ergänzende Förderung und Betreuung (eFöB) ist kein "Parkplatz" für Kinder, 
sondern Bildungszeit. Wir setzen uns dafür ein, dass der Ganztag in Lichtenberg 
qualitativ hochwertig ist.  

Schulplätze für geflüchtete Kinder – sofort und regulär 

Wir lehnen die isolierte „Inhouse-Beschulung“ in Unterkünften strikt ab. Kinder, die neu 
nach Lichtenberg kommen, müssen schnellstmöglich einen Schulplatz an einer 
Regelschule erhalten. Integration und Teilhabe gelingen nur im gemeinsamen 
Unterricht, nicht in der Isolation.  

Stärkere Förderung inklusiver Bildungsangebote 



7 
 

Kinder mit Behinderungen oder besonderen Bedürfnissen haben ein Recht auf 
gleichwertige Bildungschancen. Wir setzen uns dafür ein, dass Schulen und Kitas 
barrierefrei gestaltet, inklusive Lernkonzepte ausgebaut und ausreichend Förderkräfte 
eingestellt werden. Kein Kind darf wegen mangelnder Unterstützung im 
Bildungssystem benachteiligt werden.  

Ehrenamt macht Schule – Kampagne „Held*innen von morgen“ 

Wir starten eine Kampagne, die Organisationen des Zivilschutzes, z. B. DLRG, THW, 
Feuerwehr, direkt in die Schulen bringt – mit regelmäßigen „Blaulichttagen“ auf dem 
Schulhof zum Ausprobieren und festen AG-Angeboten im Ganztag.  

Sanierungsoffensive und Neubau 

Wir kämpfen weiter für jeden neuen Schulplatz, verlieren aber den Bestand nicht aus 
den Augen. In den kommenden Jahren stehen große Schulsanierungen an - wir sorgen 
dafür, dass diese prioritär umgesetzt werden. Bei Bauverzögerungen im Neubau 
fordern wir Garantien zur Fertigstellung. Dazu gehört auch, die verkehrliche Anpassung 
von Beginn an in den Blick zu nehmen. Das heißt zum Beispiel, den Takt bei Bussen 
und Bahnen im Linienverkehr zu bestimmten Zeiten zu erhöhen, gegebenenfalls für 
dies Zeiten alternative Schulbusse an Verkehrsknotenpunkten einzusetzen, 
Zebrastreifen oder Fußgängerampeln einzuplanen und strikt Tempo-30-Zonen vor 
Schulen einzurichten. 

Schulhöfe als Kiez-Oasen öffnen 

Wir wollen Schulhöfe – wo immer es baulich möglich ist – an Nachmittagen und 
Wochenenden für die Nachbarschaft und den Freizeitsport öffnen.  Damit das 
funktioniert, stellen wir die notwendigen Ressourcen bereit – wir sorgen für zusätzliche 
Reinigung, Hausmeisterdienste und Sicherheit, damit die Öffnung nicht zulasten der 
Schulgemeinschaft geht.  

Saubere Schulen sind kein Luxus 

Die aktuellen Kürzungen bei der Schulreinigung nehmen wir nicht hin. Lernen im Dreck 
ist würdelos. Wir fordern die Rücknahme der Kürzungen und setzen uns dafür ein, dass 
sich durch Rekommunalisierung der Reinigung die Qualität verbessert und die 
Gesundheitsrisiken geringer werden. 

Stadtentwicklung und Mietenpolitik 

Für eine soziale, ökologische und partizipative Stadtentwicklung 

Lichtenberg ist stark gewachsen und hat überproportional seinen Beitrag zum 
notwendigen Wohnungsneubau geleistet. Die notwendige Infrastruktur aber ist nicht im 
gleichen Maße mitgewachsen. Es fehlt an Schulen, Ärzten und an wohnortnahem Grün. 
Die Linke hat diese Entwicklungen bereits in der Vergangenheit kritisch begleitet und 
eine bessere und ganzheitlichere Stadtplanung gefordert. 
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Wir sind weiterhin überzeugt: Auch im Wohnungsbau geht Gründlichkeit vor 
Schnelligkeit. Belange der städtebaulichen Gestaltung und des Naturschutzes sind vor 
jedem Neubau, auch dem Wohnungsneubau, gründlich zu prüfen. Einmal errichtete 
Gebäude stehen häufig mehr als hundert Jahre und prägen die weitere Entwicklung 
unserer Wohngebiete. Wir sind zudem überzeugt, dass weiterer Wohnungsbau nicht 
die Lösung der Mietenfrage bringt. Die Linke setzt sich daher für eine Abschaffung des 
„Schneller-Bauen-Gesetzes“ ein. 

Uns ist wichtig, dass Bauherren über Bebauungspläne und städtebauliche Verträge an 
den Infrastrukturfolgekosten beteiligt werden. Von Genehmigungen nach § 34 BauGB 
ist verhalten Gebrauch zu machen. Die BauGB-Novelle (der sogenannte „Bauturbo“) 
soll nur in Ausnahmefällen zur Anwendung gebracht werden.  

Wir setzen uns dafür ein, dass der Bezirk Lichtenberg auch weiterhin Grünflächen und 
Kleingartenanlagen durch Bebauungspläne sichert und zur Not plansichernde 
Instrumente zu ihrem Erhalt einsetzt. Der Sicherung dieser Flächen kommt eine ebenso 
große Bedeutung zu wie dem Wohnungsbau.  

Die Errichtung neuer, reiner Gewerbegebiete lehnen wir ab. Stattdessen sollen 
bevorzugt gemischte Quartiere, z. B. die im Baurecht verankerten „urbanen Gebiete“, 
geschaffen werden. Auch weitere Bürogebäude passen nicht zur modernen 
Arbeitswelt, sind nicht mehr zeitgemäß. 

Wir unterstützen alternative Wohnformen, sind offen für Wagenburgen und setzen uns 
für deren Sicherung ein. Projekte alternativer Stadtentwicklung sollen langfristig im 
Bezirk erhalten und gesichert werden. 

Nachverdichtungsvorhaben, insbesondere Innenhofbebauungen, stehen wir kritisch 
gegenüber und unterstützen die Initiativen Joachimsthaler Straße, Ribnitzer Straße und 
Ilsestraße zum Erhalt ihrer Innenhöfe. In diesem Zusammenhang sieht die Linke auch 
die Rahmenpläne für Friedrichsfelde und das Gebiet Frankfurter Allee Süd kritisch. 
Diese haben hohe Nachverdichtungspotenziale, ohne das nötige Anwachsen der 
sozialen Infrastruktur mitzudenken. Wir fordern die konsequente Beachtung 
klimatischer Aspekte und der Hitzeschutzplanung bei der Errichtung von Neubauten im 
Bestand.  

Die Bürger*innenbeteiligung an Planungsprozessen nehmen wir ernst. Dabei muss es 
einen tatsächlichen Einfluss der Bürger*innen auf den Planungsprozess geben – 
Scheinbeteiligung mit feststehendem Ergebnis delegitimiert unsere Verfahren und 
fördert Demokratieverdrossenheit.  

Wir setzen uns für den Erhalt hoher Baustandards und abwechslungsreicher 
Architektur ein. In Lichtenberg sehen wir uns vor allem der Ost-Moderne und dem Erbe 
des seriellen Bauens in der DDR verpflichtet. Wir wollen diese Gebiete unter eine 
städtebauliche Erhaltungsverordnung stellen und auch die Anwendung des 
Denkmalschutzes prüfen.  

Wir setzen uns für den Erhalt und die weitere Entwicklung des Dong-Xuan-Centers ein. 
Als wichtiger Ort der vietnamesisch-deutschen Kultur und Wirtschaft hat das Center 
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Strahlkraft über unseren Bezirk hinaus. Wir wollen daher die baurechtlichen 
Voraussetzungen zur Sicherung aller vor Ort ansässigen Betriebe schaffen.  

Die Bebauung der Spreeküste in der derzeitig vorgesehenen Art und Weise lehnen wir 
ab. Statt auf weitere Büroeinheiten setzen wir auf ein gemischtes, lebendiges Quartier 
mit Wohn- und Gewerbenutzung. Wir fordern den Bezirk auf, die Planungsziele für das 
Bebauungsplanverfahren entsprechend zu ändern.  

Auch die geplante Bebauung der Trabrennbahn wird von uns abgelehnt. Wir setzen uns 
dafür ein, dass der Bezirk die Planungsziele für das Bebauungsplanverfahren 
entsprechend ändert.    

Soziale Mietenpolitik im Bezirk 

Mietenpolitik wird überwiegend auf Bundes- und Landesebene gestaltet. Der Bezirk 
Lichtenberg sollte jedoch verbliebene Spielräume im Sinne der Mieter*innen nutzen. 
Hierbei wird die Handschrift der Linken in der BVV klar erkennbar sein.  

Mietwucher und Mietpreisüberhöhung (§ 5 Wirtschaftsstrafgesetz) müssen 
konsequent bekämpft werden. Das Lichtenberger Wohnungsamt soll Mietwucher 
konsequent verfolgen und hierzu mit Vereinen und Initiativen eine Strategie entwickeln. 

Es ist zu prüfen, ob weitere Milieuschutzgebiete eingerichtet werden können. Hierbei 
ist insbesondere Alt-Hohenschönhausen in den Blick zu nehmen. Innerhalb der 
Milieuschutzgebiete ist der Kriterienkatalog für Genehmigungen kritisch zu überprüfen, 
um eine möglichst restriktive Verwaltungspraxis zu ermöglichen. Der Bezirk soll zudem 
prüfen, wie die Modelle „Wohnen auf Zeit“ und „Möbliertes Wohnen“ in 
Milieuschutzgebieten oder unter Anwendung des Zweckentfremdungsgesetzes 
verboten werden können. 

Weiterhin fordern wir mehr Anstrengungen zur Durchsetzung des 
Zweckentfremdungsgesetzes. Spekulativer Leerstand und die Vermietung von 
Wohnungen an Feriengäste werden nach wie vor nicht hinreichend sanktioniert und 
entziehen dem Lichtenberger Wohnungsmarkt dringend benötigten Wohnraum.  

Die bezirkliche Mieter*innenberatung soll gesichert, ausgebaut und ihre Sichtbarkeit 
soll verbessert werden. Der Bezirk muss sich dafür einsetzen, dass wirtschaftlich 
schwache Haushalte unbürokratisch Zuschüsse zu den Mitgliedsbeiträgen der großen 
Mieter*innenorganisationen (Berliner Mieterverein, Berliner MieterGemeinschaft etc.) 
erhalten.  

Der Bezirk Lichtenberg soll seinen Einfluss auf die städtischen 
Wohnungsbauunternehmen konsequent für eine soziale Mietenpolitik nutzen. Gerade 
die HOWOGE, als größter Vermieter im Bezirk, hat großen Einfluss auf den Mietmarkt 
als Ganzes; sie hat sich in den letzten Jahren weit von ihrem eigentlichen Auftrag 
entfernt. Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften sollten ihr Angebot an 
barrierefreien und altersgerechten Wohnungen steigern und endlich funktionierende 
Tauschbörsen unter Mitnahme des Altmietvertrags ins Leben rufen. Wir unterstützen 
den Bestand und die Weiterentwicklung von Wohnungsgenossenschaften in 
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Lichtenberg mit deren Politik von sozialer Mietengestaltung und Schaffung von 
Nachbarschaftstreffs und Kiezforen. Die Arbeit der Vertreter in den Genossenschaften 
wollen wir unterstützen. 

Und nicht zuletzt finden sich auch in Lichtenberg viele Bestände großer 
Wohnungskonzerne. Hier sind besonders häufig der schlechte Erhaltungszustand, 
falsche Heiz- und Nebenkostenabrechnungen sowie überhöhte Mieten ein Thema. Wir 
unterstützen daher die Initiative Deutsche Wohnen und Co. enteignen als wichtigstes 
wohnungspolitisches Projekt der kommenden fünf Jahre. Zusätzlich dazu unterstützen 
wir Lichtenberger*innen durch Haustürgespräche zum Thema Miete, unseren 
Heizkostencheck, bei Initiierungen von Mieter*innentreffen und Nachbarschaftstreffen 
sowie Mieter*innenversammlungen. 

Mobilität für alle 
 

Eine soziale und solidarische Stadt bedeutet, dass Mobilität für alle Menschen möglich 
und bezahlbar sein muss! Die Sicherheit und Gesundheit aller am Verkehr 
Teilnehmenden hat höchste Priorität. Wir stehen hinter der Vision Zero: keine 
Verkehrstoten mehr in Lichtenberg und in ganz Berlin! Sich in unserer Stadt von A nach 
B zu bewegen, darf nicht tödlich enden! 

Wir wollen, dass der Großteil der Wege mit dem Umweltverbund, also mit öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) sowie Rad- und Fußverkehr, zurückgelegt wird. 

Dabei ist für uns der ÖPNV das Rückgrat für unsere Mobilität in Lichtenberg. Die 
öffentlichen Verkehrsmittel ermöglichen umwelt- und klimafreundliche Mobilität für fast 
alle Menschen und das weitestgehend unabhängig von Alter, Gesundheit und 
Geldbeutel. 

Unsere BVV-Fraktion wird sich auch in Zukunft für die Verbesserungen bei 
Lichtenberger Bussen und Bahnen stark machen. Wir werden uns für einen dichteren 
Takt auf der überfüllten U-Bahn-Linie 5 und für die Beschaffung von längeren 
Straßenbahnzügen (60 statt 40 Meter) einsetzen. Wo erforderlich, zum Beispiel auf der 
M8 zum Dong-Xuan-Center, soll auch am Wochenende in dichterem Takt gefahren 
werden. 

Die jahrelange Unterbrechung der Straßenbahnlinie 21 am Ostkreuz ist ein Skandal und 
muss zunächst durch eine Instandsetzung der Gleise beendet werden. Zeitgleich muss 
dem Planfeststellungsverfahren Priorität eingeräumt werden. Wir fordern auf der Linie 
21 durch Rummelsburg und Karlshorst mindestens einen durchgehenden 10-Minuten-
Takt. Das ist auch notwendig, um den Menschen in der neu gebauten Parkstadt 
Karlshorst einen guten ÖPNV anzubieten. In Wohngebieten mit langen Wegen zur 
nächsten Bahnstation werden wir uns für zusätzliche Kiezbuslinien einsetzen. 

Besondere Priorität hat für uns die bessere Anbindung von Hohenschönhausen. Hierzu 
wollen wir uns weiter dafür einsetzen, dass die S75 wieder durchfährt und 



11 
 

zuverlässiger verkehrt. Wir setzen uns zudem für eine sinnvolle Taktverdichtung bei 
den wichtigen Straßenbahnlinien M5, M4 und M17 ein.  

Wir bekennen uns zum Berliner Mobilitätsgesetz und den darin festgeschriebenen 
Ausbauzielen für den Radverkehr. Dabei hat insbesondere der Ausbau der 
Radschnellverbindungen Priorität. Radfahren und zu Fuß gehen sind die 
energieeffizientesten, umwelt- und klimafreundlichsten Arten der Fortbewegung. Damit 
Radfahren auch für die eigene Gesundheit von Vorteil ist, setzen wir uns für ein dichtes 
Netz aus sicheren Radwegen ein, dass unsere Lichtenberger Ortsteile miteinander und 
mit den angrenzenden Bezirken sowie dem Umland verbindet. Dabei wollen wir auf die 
Empfehlungen des Lichtenberger Mobilitätsrats zurückgreifen und den Prozess 
gemeinsam mit Bürger*innen gestalten. Dazu müssen Verwaltungsblockaden 
identifiziert und aufgelöst werden. Wir wollen Ausbauziele verbindlich verankern und 
die jährlichen Investitionen nach dem Vorbild z. B. von Kopenhagen vorschreiben.  

Wir alle sind Fußgänger. Sei es für den gesamten Weg oder nur für die letzten Meter 
von der Haltestelle oder dem Parkplatz bis zur Haustür. Deshalb sind wir auch alle auf 
sichere Fußwege angewiesen. Dabei müssen wir besonders auf die Sicherheit von 
Kindern, Senior*innen und mobilitätseingeschränkten Personen achten. 

Wege, Übergänge und Kreuzungen müssen so gebaut und instandgehalten werden, 
dass Fußgänger sich ohne Hürden und Gefahren im ganzen Bezirk bewegen können. 
Leihfahrzeuge, wie z. B. E-Scooter, stehen und liegen auch bei uns vielfach auf 
Gehwegen herum und behindern Fußgänger. Wir setzen uns dafür ein, das Abstellen 
dieser Fahrzeuge durch Vorschriften zu regulieren und diese auch konsequent 
durchzusetzen. 

Verkehrsflächen sind begrenzt, sodass die Verteilung der Flächen auf die 
unterschiedlichen Verkehrsmittel eine politische Entscheidung ist. Wenn wir uns bei der 
Flächenverteilung zwischen PKW-Verkehr und dem Umweltverbund entscheiden 
müssen, entscheiden wir uns für den Umweltverbund.  

Wo der PKW-Verkehr eine Gefahr für das Leben der Menschen darstellt, muss er 
eingeschränkt werden, zum Beispiel durch Tempo-30-Zonen und andere Maßnahmen 
zur Verkehrsberuhigung. Deshalb unterstützen wir Kiezblockinitiativen in besonders 
betroffenen Gebieten. Vorrangig setzen wir uns dabei für Einbahnstraßenkonzepte ein. 
Sollte eine verkehrliche Untersuchung ergeben, dass weitere Maßnahmen notwendig 
sind, sollen auch Modalfilter, wie beispielsweise Poller, zum Einsatz kommen. Den 
Bezirken müssen für verkehrsberuhigende Maßnahmen und vorbereitende Studien 
hinreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden.  

In ausgewählten Kiezen soll zudem überprüft werden, ob eine 
Parkraumbewirtschaftungszone eingerichtet werden kann. Um den Parkdruck in 
unseren Wohngebieten zu mindern, setzen wir uns für den Bau von Quartiersgaragen 
ein.  

Gewerbetreibende und Pflegedienste, die auf ihr Kraftfahrzeug angewiesen sind, 
wollen wir durch die Ausweisung von Ladezonen und Kurzzeitparkplätzen unterstützen. 
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Wer Straßen baut, wird mehr Verkehr ernten. Deswegen setzen wir uns für einen 
Abschluss der Autobahn A100 am Treptower Park ein. Hier brauchen wir ein Konzept, 
dessen Umsetzung negative Auswirkungen des von der Autobahn abfließenden 
Autoverkehrs auf den Lichtenberger Nahverkehr, insbesondere die Buslinie 194, 
verhindert.  

Die Realisierung des 17. Bauabschnitts der Autobahn durch das Ostkreuz zur 
Frankfurter Allee und Storkower Straße wollen wir verhindern. Dieser Bauabschnitt hat 
keinen nachgewiesenen verkehrlichen Nutzen, verursacht enorme Kosten und zieht 
den Verkehr in unsere Kieze (Kaskelkiez, Frankfurter Allee Süd und Nord, Fennpfuhl). 
Auf bezirklicher Ebene wollen wir daher den Druck auf den Senat aufrechterhalten. Wir 
wollen Transparenz schaffen, welche Flächen vom Bau betroffen sein werden und 
versuchen, diese bereits anderweitig zu überplanen.  

Den Bau der Tangentialen Verbindung Ost (TVO) von Köpenick durch die Wuhlheide zur 
Märkischen Allee lehnen wir ab. Der Bau ist mit aktuell geschätzten ca. 620 Mio. EUR 
viel zu teuer und plant an den zukünftigen verkehrlichen Bedarfen vorbei.  

Stattdessen wollen wir die stark belasteten Straßenzüge der Treskowallee in Karlshorst 
und der Köpenicker Straße in Biesdorf durch ein attraktives ÖPNV-Angebot – die 
Nahverkehrstangente (NVT) – entlasten. Eine neue S-Bahn-Strecke soll Springpfuhl mit 
Biesdorf, Karlshorst und der Wuhlheide (mit dem Freizeit- und Erholungszentrum FEZ) 
sowie weiter mit Adlershof und Grünau verbinden. Die vom aktuellen Senat 
vorangetriebene TVO würde nicht nur den Bau der NVT, sondern auch einen 
zukünftigen Ausbau des Schienen-Anschlusses nach Polen verhindern. 

Für uns ist klar: Für die problematische Verkehrssituation an der Rudolf-Rühl-Allee mit 
täglich kilometerlangen Staus braucht es eine Lösung. Doch statt mit der TVO ein neue 
vierspurige Straße entlang von Wohn- und Naturschutzgebieten zu bauen, wollen wir 
das Problem mit einem Umbau des Verkehrsknotens am S-Bahnhof Wuhlheide lösen. 
Hierzu wollen wir im Bezirk Transparenz für die von den Planungen betroffenen 
Flächen, z. B. in Karlshorst und Hohenschönhausen, schaffen.  

Im Umfeld von Schulen soll die Taktung von Bus- und gegebenenfalls weiteren ÖPNV-
Linien zu Schulbeginn und Schulschlusszeiten überprüft und bei Bedarf erhöht werden. 
Die konkreten Bedarfe einzelner Schulstandorte sollen regelmäßig in Zusammenarbeit 
mit Schulen, Schüler*innenvertretungen, Eltern sowie den zuständigen 
Verkehrsbetrieben ermittelt werden. Ziel ist es, überfüllte Busse zu vermeiden, lange 
Wartezeiten zu reduzieren und allen Schüler*innen einen sicheren, verlässlichen und 
kostenfreien Schulweg zu ermöglichen. 

Klima- und Umweltschutz 
Die Linke fordert eine klimagerechte Stadt für alle. Die sozial-ökologische 
Transformation ist eine zentrale Voraussetzung für eine lebenswerte Zukunft in Berlin 
insgesamt und auch in Berlin-Lichtenberg. Dafür braucht es echte Teilhabe und eine 
Politik, die auf die Menschen zugeht. Wir wollen Konzepte „von unten“ entwickeln, 
Beteiligungsformate im Klima- und Umweltschutz stärken und Kieze, Innenhöfe sowie 
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öffentliche Räume gemeinsam mit allen und für alle gestalten. Öffentliche 
Daseinsvorsorge verstehen wir als Verpflichtung gegenüber dem Gemeinwohl, eine 
gerechte Klima- und Umweltpolitik ist deren wichtiger Bestandteil. 

Klimaneutralität 

Berlin hat sich mit dem Berliner Klimaschutz- und Energiewendegesetz das Ziel 
gesetzt, bis 2045 klimaneutral zu werden. Dieses Ziel unterstützen wir ausdrücklich 
und wir wollen, dass es so schnell wie möglich erreicht wird. Mobilität, Umweltschutz, 
Energie- und Wärmewende spielen dafür eine zentrale Rolle. Klimapolitik wird somit 
auch zur Bezirksaufgabe. Wir möchten in der Umsetzung Maßnahmen priorisieren, die 
Bewohner*innen in Lichtenberg konkret zugutekommen und gleichermaßen positive 
Auswirkungen auf Klima und Gesellschaft haben.  

Natur- und Flächenschutz 

Grün- und Freiflächen sind unverzichtbar für Lebensqualität, Gesundheit, 
Klimaanpassung und soziale Begegnung. Wir setzen uns für den Schutz aller 
Grünflächen ein und wollen sie besonders dort ausbauen, wo die Verdichtung am 
höchsten ist. Für zu eng bebaute Quartiere müssen neue Freiflächenkonzepte 
entwickelt und der Zugang verbessert werden. Baumpflanzungen und -pflege können 
zusätzlich für bessere Luft, Hitzeschutz und Biodiversität sorgen. Daher braucht es 
bessere Pflegekonzepte für Baumscheiben, die die Beteiligung von Anwohner*innen 
einschließen können. Einnahmen aus Baumfällungen sollen zweckgebunden in 
ökologische Maßnahmen fließen. Grüne Innenhöfe leisten ebenfalls einen wichtigen 
Beitrag zur Abkühlung und Lebensqualität, sie sollten gezielt geschützt und gefördert 
werden. Hitzeschutzmaßnahmen sollten dort zuerst umgesetzt werden, wo Menschen 
durch ihre Umgebung besonders von Hitze belastet sind und in sozial 
herausfordernden Umständen leben. Zu diesen Maßnahmen gehört die Entsiegelung 
von geeigneten Flächen. 

Landschaftsparks, wie der Landschaftspark Herzberge oder der Landschaftspark 
Wartenberger Feldmark, sollen als Schutzgebiete erhalten und gleichzeitig weiterhin 
zugänglich bleiben. Sie können mit Bildungsangeboten die Nähe von Natur und 
Mensch fördern. Außerdem sollen Konzepte entwickelt werden, deren Umsetzung 
private Grünflächen der Öffentlichkeit zugänglich machen. Dies gilt besonders in 
Kiezen, die mit Grünflächen unterversorgt sind. Gewässer sind schützenswert; ihre 
nachhaltige Bewirtschaftung muss dauerhaft gesichert und sie dürfen nicht privatisiert 
werden. Es braucht gut ausgebildetes Personal in den Grünflächenämtern, um Pflege, 
Schutz und Weiterentwicklung der Anlagen zu gewährleisten. 

Umweltbildung 

Umweltbildung bleibt eine wichtige Grundlage für nachhaltiges Handeln. Wir 
unterstützen die Arbeit des Umweltbüros und des Klimabeirats. Wir wollen 
Spaziergänge, außerschulische Bildungsangebote, Naturerfahrungsräume für Kinder 
und Jugendliche sowie Projektwochen an Schulen weiterführen und deren 
Verankerung im Kiez verbessern. Das Umweltbüro muss den Kontakt zur Bevölkerung 
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aufrechterhalten und die Wirkung in die Kieze hinein stärken. Beteiligungsgremien 
sollen einfacher zugänglich werden, damit Bewohner*innen der Kieze sich an ihrer 
ökologischen und sozialen Gestaltung beteiligen können. Spielplätze sollen als wichtige 
Orte für Familien im Bezirk als auch als Grünflächen ausgebaut werden.  

Ehrenamtliche Ranger sowie zivilgesellschaftliche Initiativen sollten vom Bezirksamt 
proaktiv unterstützt werden, beispielsweise durch die Bereitstellung von 
Werbemöglichkeiten (z. B. Schaukästen) und Wissen. 

Soziale Energie- und Wärmewende  

In Lichtenberg müssen die Emissionen für Wärme und Strom weiter sinken. Gleichzeitig 
dürfen Klimaschutzmaßnahmen nicht zu sozialer Härte führen. Die Wärme- und 
Energiewende ist eine der zentralen Herausforderungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität. Deswegen ist es wichtig, dass sie auch in Lichtenberg voranschreitet.  

Die zentrale Wärmeplanung für Berlin werden wir mit Blick auf Lichtenberg kritisch 
begleiten und Maßnahmen priorisieren, die den Menschen vor Ort unmittelbar 
zugutekommen. Die energetische Sanierung und der Umstieg auf erneuerbare 
Energien müssen vorangebracht werden. Gleichzeitig ist zu verhindern, dass Mietende 
durch Sanierungskosten oder teure Energieträger finanziell überfordert werden. Bei 
landeseigenen Wohnungen setzen wir uns dafür ein, dass die Wärme- und 
Energiewende als sozial-ökologisches Beispiel vorangeht.  

Öffentliche Gebäude sollen energetisch saniert und zukunftsfähige Energiekonzepte 
entwickelt werden. Bezirkseigene Projekte zu Solarenergie und Wärmerückgewinnung 
wollen wir ausbauen. Für Letzteres setzen wir uns dafür ein, dass Effizienz- und 
Machbarkeitsstudien durchgeführt werden, die dann umgesetzt werden. Wir 
unterstützen die Umsetzung der kommunalen Wärmewende. 

Beratung, Wissenstransfer und Beteiligung 

Eine erfolgreiche Energiewende braucht verlässliche Informationen und 
niedrigschwellige Unterstützung. Wir wollen zentrale Anlaufstellen zur Beratung über 
Energieeffizienz und Beratungsangebote für Mieter*innen und Vermieter*innen 
ausbauen. Wissenstransfer muss gestärkt und Energiearmut wirksam bekämpft 
werden. 

Das Umweltbüro erfüllt eine wichtige Funktion als Schnittstelle zur Bevölkerung. Der 
direkte Kontakt und die Beratungsarbeit müssen dauerhaft gesichert werden. 

Der Klimarat muss durch die Bereitstellung von Budget sowie festen Workflows in die 
Verwaltung unterstützt werden, um effektiv arbeiten zu können. 

Programme weiterentwickeln und soziale Balance sichern 

Bereits bestehende Programme wollen wir überprüfen und dort weiterentwickeln, wo 
sie wirksam sind. Klimaschutzmaßnahmen müssen stets mit sozialer Sicherheit 
verbunden werden, um Verdrängung zu vermeiden und eine breite gesellschaftliche 
Unterstützung zu ermöglichen. 
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Tierschutz 

Das Tierheim in Lichtenberg ist über Bezirksgrenzen hinaus wichtig für den Berliner 
Tierschutz. Als landeseigene Einrichtung sollte es weiter Unterstützung aus dem Bezirk 
erhalten. 

Zum Tierschutz von Insekten gehört auch, das Mähen von Grünflächen nach 
ökologischen Kriterien zu überprüfen und ggf. anzupassen. Balkenmäher sollten 
häufiger eingesetzt werden. Außerdem sollte Totholz auf Grünflächen nicht vollständig 
beseitigt, sondern als Lebens- und Brutstätte von Insekten vor Ort belassen 
werden. Gebüsch sollte nur zu Zeiten beschnitten werden, in denen es nicht als 
Überwinterungs- oder Brutplatz von Tieren dient. 

Arbeit, Soziales, Gesundheit 
Soziale Sicherheit für alle 

Lichtenberg ist ein lebendiger Bezirk mit attraktiven Kiezen: grüne Oasen von 
Karlshorst bis zur Wartenberger Feldmark, unser weit über Landesgrenzen hinweg 
bekannter und beliebter Tierpark und das Theater an der Parkaue, eines der größten 
Staatstheater für junges Publikum in Deutschland. Gleichzeitig hat Lichtenberg – wie 
andere Berliner Bezirke auch – mit großen Problemen zu kämpfen: steigende, 
mittlerweile oft unbezahlbare Mieten, mangelhafte kinderärztliche Versorgung, ein 
überlasteter Personennahverkehr, um nur einige Beispiele zu nennen. Es ist vor allem 
die soziale Sicherheit, die uns Rückhalt geben kann. Das Wissen um eine Arbeit, von 
der wir gut leben können, und um die Zukunft – planbar und lebenswert gestaltet. Wir 
brauchen Kitas, Schulen, Universitäten, bezahlbares Wohnen, gute Pflege, eine 
effektive Gesundheitsversorgung. Und eine Sozialversicherung, die den 
Lebensstandard garantiert und vor Armut schützt.  

In Lichtenberg geraten immer mehr Menschen unter Druck. Gerade deshalb ist es 
wichtig, nicht allein zu sein. Die Linke hilft – egal ob es um Probleme mit dem Jobcenter 
geht, um eine Mieterhöhung oder um Unsicherheit bei Anträgen. Kein Anliegen ist zu 
klein, keine Frage zu unwichtig. (Anmeldung: beratung@die-linke-lichtenberg.de) 

Gute Arbeit in sozialer, innovativer Wirtschaft im Bezirk 

Wir wollen unseren Bezirk zum Standort einer sozialen und innovativen Wirtschaft 
entwickeln. Dazu bedarf es guter Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Jugendliche und junge Erwachsene, der Rekommunalisierung, des Ausbaus 
bezirklicher Dienstleistungen, der Aufstockung des Personals in Bürger-, Gesundheits- 
und Standesämtern, in Schulen, Kitas und bei sozialen Trägern. Wir engagieren uns für 
die Durchsetzung und Erhöhung von Tarifbindung und betrieblicher Mitbestimmung, 
den Abbau von Arbeitslosigkeit, die kompromisslose Verhinderung geringer, 
sittenwidriger Entlohnung und die konsequente Verfolgung von Schwarzarbeit und 
Mindestlohnverstößen, und die Ansiedlung gemeinnütziger Unternehmen. Für den 
verbesserten Abbau von Arbeitslosigkeit streben wir an, dass alle Lichtenberger 
Betriebe und Unternehmen offene und freiwerdende Stellen beim Jobcenter und 

mailto:beratung@die-linke-lichtenberg.de
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Arbeitsamt Lichtenberg anzeigen. Im Falle von Arbeitslosigkeit und sozialer 
Hilfsbedürftigkeit sollen Jobcenter und Arbeitsamt Lichtenberg stärker auf die Hilfe für 
die Betroffenen ausgerichtet werden. Dazu zählen z. B. direkte Erreichbarkeit der 
Mitarbeiter*innen und schnelle Bearbeitung der Anliegen der Betroffenen (auch durch 
Einführung einer qualifizierten Abwesenheitsvertretung), aber auch der Abbau von 
Schikanierungen und Behinderungen. 

Wir wollen dazu beitragen, ein soziales Lichtenberg mit Arbeitsbedingungen zu 
schaffen, die für alle Menschen angemessen sind. Dazu werden wir nicht nur weiterhin 
mit Gewerkschaften zusammenarbeiten, um eine tarifgerechte Bezahlung zu sichern, 
sondern auch die Möglichkeiten für soziale und innovative Unternehmen fördern. 

Inklusion, Unterstützung, Ehrenamt 

Der sogenannte alternative Arbeitsmarkt muss ebenfalls in den Blick genommen 
werden. Wir stehen für eine inklusive Gesellschaft ein und nehmen daher die 
Arbeitsbedingungen aller Menschen, ob mit oder ohne Behinderungen, in den Blick. 

Jeder Mensch kann im Laufe seines Lebens seine Beschäftigung verlieren. Es braucht 
gut besetzte Behörden mit gut ausgebildeten Fachkräften, die auf Augenhöhe handeln 
und eine echte Unterstützung sind. 

Viel Arbeit wird ehrenamtlich geleistet. Es gilt, diesen Menschen für ihr Engagement 
Dank auszusprechen. Aber Dank allein reicht nicht. Als Linke stehen wir an der Seite 
dieser Menschen und kämpfen mit ihnen gemeinsam für gute Arbeitsbedingungen, 
faire Entschädigungen und Sichtbarkeit.  

Gesundheit wohnortnah, präventiv und solidarisch sichern 

Gesundheit ist eine zentrale soziale Frage. Wir wollen die Versorgung in Lichtenberg 
bedarfsgerecht ausbauen und präventiv stärken.  

Ärztliche Versorgung in Wohnortnähe 

Nach wie vor ist in den Großsiedlungen Lichtenbergs die hausärztliche Versorgung ein 
Problem. Lange Wartezeiten auf Termine und auch direkt in den Arztpraxen sind an der 
Tagesordnung. Viele Ärztinnen und Ärzte erreichen das Rentenalter. Umso größer ist 
die Herausforderung, eine wohnortnahe medizinische Versorgung sicherzustellen. 
Insbesondere die Kinderarztversorgung in Lichtenberg ist unzureichend und muss 
konsequent ausgebaut werden.  

Wir setzen uns dafür ein, bei Bauvorhaben verstärkt die Bereitstellung geeigneter 
Räumlichkeiten für Arztpraxen einzuplanen. 

Gleichzeitig soll der Bezirk prüfen, wie er im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten 
selbst zur Sicherung der Versorgung beitragen kann, etwa durch die Unterstützung bei 
der Ansiedlung neuer Praxen, durch zeitlich befristete mietfreie Räume oder durch die 
Einrichtung eines kommunalen Medizinischen Versorgungszentrums als Modellprojekt. 
Dieses könnte in Kooperation mit gemeinnützigen Trägern betrieben werden und 
insbesondere Kinderärzt*innen eine sichere, tariflich organisierte Anstellung 
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ermöglichen. Damit reagieren wir auf die veränderten Arbeitsrealitäten im 
Gesundheitswesen und stärken die wohnortnahe Versorgung als Teil öffentlicher 
Daseinsvorsorge. 

Und wir wollen verstärkt auf die Kassenärztliche Vereinigung einwirken, die 
Niederlassung von Ärzt*innen in Lichtenberg zu fördern. Die Fortschreibung der 
Kassensitzverteilung muss an die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung und 
Arbeitsrealität im Gesundheitswesen angepasst werden. Wir setzen uns für einen 
bezirksweiten Aktionsplan mit der Kassenärztlichen Vereinigung ein, um 
Versorgungslücken zu schließen. 

Hebammen unterstützen – für einen guten Start ins Leben 

Wir unterstützen die Forderung nach Kostenbefreiung der Hebammenausbildung in 
Berlin sowie den Einsatz von Integrationshebammen, die Familien in ihren 
Muttersprachen begleiten, frühzeitig in die Angebote der Frühen Hilfen einführen und 
den Zugang zu Unterstützung erleichtern. 

Praxen präventiv entlasten 

Gleichzeitig wollen wir präventive Konzepte stärken, etwa soziale Sprechstunden vor 
medizinischen Terminen, um Praxen zu entlasten und soziale Problemlagen frühzeitig 
aufzufangen. Angesichts zunehmender psychischer Belastungen durch Pandemie, 
wirtschaftliche Unsicherheit und soziale Notlagen wollen wir gezielt in die 
Unterstützung psychisch erkrankter Eltern und Kinder investieren. 

Seniorinnen und Senioren 
Die Linke Lichtenberg setzt sich für einen lebenswerten Bezirk für alle Menschen ein. 
Senior*innen und werden in politischen Debatten häufig auf die Themen Rente und 
Pflege reduziert und dabei allzu oft als Kostenfaktor betrachtet. Wir sehen sie dagegen 
als Menschen mit einem vielfältigen Erfahrungsschatz, die unsere Gesellschaft aktiv 
bereichern. Deshalb wollen wir die Seniorenvertretung Lichtenberg stärken und sie in 
der Vorbereitung ihrer Wahl Anfang 2027 unterstützen. Wir werden dafür Sorge tragen, 
dass sie wieder stärker in die Arbeit der BVV einbezogen wird. Wir streben einen 
heißen Draht zwischen uns und ihnen an. Die Erfahrung der vergangenen Jahre zeigt: 
Eine konsequente Interessenvertretung älterer Menschen braucht eine starke Linke in 
der BVV.  

Für Teilhabe und gegen Vereinsamung in allen Lebensphasen 

Neben der zunehmenden Altersarmut und in ihrem Ergebnis sind die 
einschneidendsten Veränderungen im Leben von Senior*innen die Vereinsamung, der 
Verlust der gesellschaftlichen Bindung. Das ist aber eben nicht nur für diese 
Altersgruppe unserer Gesellschaft belastend, sondern auch für andere Bürger*innen, 
die vom Schicksal getroffen sind, den Anschluss an die Gesellschaft zu verlieren. 
Darum werden wir die Einrichtung einer Verwaltungsstelle gegen Vereinsamung 
anregen, so wie das schon in anderen Berliner Bezirken alltäglich ist und zu wirken 
beginnt. Mit den Hochschulen im Bezirk werden wir über die Einrichtung 
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zweckentsprechender Studienmöglichkeiten beraten. Wir unterstützen auch in diesem 
Zusammenhang die Weiterentwicklung und Bekanntmachung der Seniorenuniversität 
und wollen, dass die Hoch- und Fachschulen im Bezirk wieder mehr involviert werden, 
um neue Erkenntnisse aus Forschung und Lehre zu vermitteln. Wir setzen uns daher für 
die Schaffung sogenannter „dritter Orte“ ein. Das sind Orte ohne Konsumzwang, an 
denen Menschen sich begegnen, austauschen und Gemeinschaft gestalten können. In 
der vergangenen Legislaturperiode haben wir hierzu zahlreiche Anträge in die BVV 
eingebracht, etwa zur generationenübergreifenden Gestaltung von Spielplätzen mit 
zusätzlichen Sitzgelegenheiten und Trinkbrunnen. Auch künftig wollen wir mehr 
kommunale Begegnungsstätten schaffen, in denen Menschen aller Altersgruppen 
zusammenkommen und miteinander ins Gespräch treten können.  

Dabei ist Barrierefreiheit für uns selbstverständlich: Mobilitätseingeschränkte 
Senior*innen dürfen nicht ausgeschlossen werden. 

Wir möchten außerdem den systematischen Ausbau von Patengroßeltern-Projekten 
und die gezielte Einbindung älterer Menschen in Kitas, Familienzentren und 
Nachbarschaftsangebote stärken. Durch die Beteiligung älterer Menschen fördern wir 
Generationenvernetzung, Empathie und sozialen Zusammenhalt, während gleichzeitig 
Einsamkeit im Alter aktiv vorgebeugt und die Lust am Ehrenamt gestärkt wird. 

Mehr Sicherheit im Verkehr 

Im Straßenverkehr sind ältere Menschen besonders gefährdet. Deshalb setzen wir uns 
neben einem bezahlbaren und barrierefreien öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 
auch für sichere Gehwege ein. Diese müssen im Winter zuverlässig von Schnee und Eis 
befreit werden und dürfen nicht durch achtlos abgestellte E-Scooter oder 
Leihfahrräder blockiert sein. 

Kreuzungen dürfen nicht zugeparkt werden, damit gute Sichtverhältnisse gewährleistet 
sind. Zudem brauchen wir abgesenkte, stufenlose Bordsteine, die mit Rollstühlen und 
Rollatoren sicher nutzbar sind. Ebenso wichtig sind gut beleuchtete Wege. Nicht nur 
entlang von Straßen, sondern auch in Parks. So ermöglichen wir Seniorinnen und 
Senioren, auch in der dunklen Jahreszeit sicher an Veranstaltungen teilzunehmen, 
ohne sich Sorgen um den Heimweg machen zu müssen. 

Migration und Flucht: Für ein solidarisches Lichtenberg der 
Teilhabe 
Vielfalt als historische Stärke Lichtenbergs 

Berlin-Lichtenberg ist untrennbar mit der Geschichte und der Gegenwart seiner 
Bewohner*innen mit Migrationsgeschichte verbunden. Unser Bezirk schöpft seit 
Langem seine Kraft aus der Vielfalt der hier wohnenden Menschen: von der Generation 
der ehemaligen DDR-Vertragsarbeiter*innen, vor allem aus Vietnam, die hier trotz der 
Brüche nach dem Mauerfall eine Heimat fanden, und den Spätaussiedlern, die Anfang 
der 1990er Jahre aus dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion zu uns kamen, bis hin 
zu den vielen Ukrainer*innen, die aufgrund des russischen Angriffskriegs ihre Heimat 
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verlassen mussten. Auch geflüchtete Menschen aus dem arabischen Kulturraum sowie 
Auszubildende, Studierende und Fachkräfte aus aller Welt gehören heute zu uns. Sie 
alle stärken mit ihren Erfahrungen, Fähigkeiten, ihrer Gründermentalität, ihrer 
Arbeitskraft und ihren Perspektiven unsere Gemeinschaft, verjüngen unsere 
Gesellschaft und flechten unseren Bezirk in ein internationales Netzwerk ein, dessen 
Stärke unser Bezirk noch häufiger zu nutzen verstehen muss.  

Heute verfügt rund ein Drittel der Lichtenberger*innen über einen 
Migrationshintergrund. Wir setzen uns daher selbstverständlich für eine solidarische 
Migrations- und Integrationspolitik ein, welche die Potenziale aller Menschen würdigt 
und Teilhabe nicht als Privileg, sondern als Recht versteht. 

Politische Partizipation und strukturelle Repräsentation 

Echte Integration beginnt bei der Machtverteilung. Wir fordern eine gezielte Stärkung 
der Beteiligung von Menschen mit Migrationsgeschichte in den bezirklichen Gremien 
und Entscheidungsprozessen. Es reicht nicht aus, über Migrant*innen zu sprechen – 
sie müssen selbst an den Tischen sitzen, an denen über die Zukunft des Bezirks 
entschieden wird. Dies muss sich auch in der Verwaltung widerspiegeln: Wir setzen 
uns für eine Erhöhung des Anteils von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in den 
Führungs- und Verwaltungsebenen des Bezirksamtes ein, um eine moderne, 
repräsentative Behördenkultur zu schaffen. 

Willkommenskultur, Sprache und Bildung 

Der Ankunftsprozess in Lichtenberg muss menschlich und integrativ gestaltet werden. 
Wir wollen regelmäßige Willkommensfeste für neu Zugezogene in den einzelnen 
Stadtteilen etablieren, die Raum für Begegnung mit lokalen Vereinen und Initiativen 
bieten. Um bürokratische Hürden abzubauen, entwickeln wir mehrsprachige 
Orientierungshilfen für Behördengänge – von der Steuer-ID bis zum Kindergeld. 

Sprache ist der Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe, darf aber nicht zur Barriere 
werden. Wir fordern den massiven Ausbau professioneller Sprachmittlung im Jobcenter 
und bei anderen Behörden. Besonders im Bildungsbereich ist Unterstützung dringend 
notwendig: Wir setzen uns für Übersetzungsservices bei Elterngesprächen, verstärkte 
Sprachförderung im Hort und den Einsatz kulturell sensibler Ansprechpersonen in 
Schulen ein. Eine isolierte Beschulung in Unterkünften für Geflüchtete lehnen wir ab; 
Kinder müssen sofortigen Zugang zu Regelschulen und zum Ganztagsangebot im 
Wohnumfeld erhalten. Internationale Schulpartnerschaften, insbesondere mit Vietnam, 
sollen den kulturellen Austausch fest im Bildungsweg verankern. 

Gesundheit, Schutz und soziale Infrastruktur 

Eine menschenwürdige Versorgung muss die spezifischen Lebenslagen von 
Migrant*innen berücksichtigen. Wir fordern mehr Kassensitze für Therapeut*innen mit 
Fremdsprachenkenntnissen, insbesondere für Vietnamesisch und Russisch, sowie den 
Ausbau migrationssensibler Angebote zur Bewältigung intergenerationaler Traumata. 
Integrationshebammen sollen Familien sprachlich und sozial begleiten. Ein besonderes 
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Augenmerk gilt dem Schutz vor Gewalt: Wir brauchen niedrigschwellige, 
mehrsprachige und anonyme Beratungsangebote für migrantische Frauen. 

Wohnen, Infrastruktur und öffentlicher Raum 

Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt, etwa aufgrund von Namen oder Herkunft, 
nehmen wir nicht hin und unterstützen Betroffene aktiv. Gleichzeitig muss die 
Infrastruktur dort verbessert werden, wo Menschen mit Migrationsgeschichte leben 
und arbeiten. Ein konkretes Anliegen ist die Sanierung und Sicherung der 
Verkehrswege rund um das Dong-Xuan-Center, inklusive sicherer Fußgängerüberwege.  

Geflüchtete und staatliche Verantwortung 

Aktuell leben in unserem Bezirk über 4.000 Geflüchtete in Unterkünften des 
Landesamtes für Geflüchtete (LAF). Die damit verbundenen Herausforderungen – etwa 
der Mangel an Kita-Plätzen und ärztlicher Versorgung – dürfen nicht den Geflüchteten 
angelastet werden. Es ist die Aufgabe des Staates, eine bedarfsgerechte Infrastruktur 
im Umfeld der Unterkünfte sicherzustellen. Wir fordern geschützte Rückzugsräume für 
Frauen in den Einrichtungen und eine verlässliche Projektförderung, wie etwa für den 
Standort an der Landsberger Allee 203. 

Verlässliche Standards und Perspektiven für temporäre Unterkünfte im Bezirk 

Wir setzen uns auf Bezirks- und Landesebene dafür ein, dass temporäre 
Containerunterkünfte im Bezirk verbindlichen Qualitätsstandards und klaren zeitlichen 
Perspektiven unterliegen. Wir wollen eine klare Befristung und Transparenz temporärer 
Standorte mit regelmäßigen Informationen für Anwohner*innen, verbindliche 
Qualitätskontrollen bei Brandschutz, Hygiene, baulichem Zustand und sozialer 
Betreuung, einschließlich zügiger Behebung von Mängeln, verlässliche Konzepte für 
Sauberkeit, Instandhaltung und Müllmanagement. Darüber hinaus braucht es feste 
Ansprechpersonen für Anwohner*innen. 

In der Perspektive streben wir nachhaltige Lösungen an und wollen provisorische 
Unterkunftsformen durch dauerhafte, menschenwürdige Wohnlösungen mit 
angemessener sozialer Infrastruktur ersetzen. 

Finanzierung und gesellschaftlicher Zusammenhalt 

Um diese Ziele zu erreichen, muss die Finanzierung auf ein solides Fundament gestellt 
werden. Wir fordern den Schutz des Integrationsfonds vor weiteren Kürzungen und 
seine Rückführung von der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, 
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung in den Bezirkshaushalt, um wieder vor Ort 
über die Auswahl der Projekte entscheiden zu können. Mehrbedarfe für die Integration 
müssen langfristig planbar verankert werden, etwa um dauerhafte muttersprachliche 
Beratungsstellen unabhängig von jährlichen Projektgeldern zu sichern. 

Ein solidarisches Lichtenberg braucht zudem eine lebendige Erinnerungskultur, die der 
Opfer rassistischer Gewalt gedenkt, sowie die Förderung bewährter 
Nachbarschaftsprojekte wie BENN. Unser Ziel bleibt ein Bezirk, in dem sich Herkunft 
nicht negativ auf die Chance auf ein glückliches und selbstbestimmtes Leben auswirkt. 
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Für eine feministische Politik in Lichtenberg 
Die Linke Lichtenberg steht für eine solidarische und gerechte Bezirkspolitik, die die 
Lebensrealitäten von Frauen* konsequent in den Mittelpunkt stellt. Frauen* leisten den 
Großteil der Sorgearbeit, sind häufiger von Armut betroffen und erleben strukturelle 
Benachteiligung – auch in unserem Bezirk. Wir sagen: Das muss sich ändern. 

Wir kämpfen für gleiche Teilhabe und faire Chancen – unabhängig von Herkunft, Alter, 
sexueller Identität, Behinderung, Religion und Aufenthaltsstatus.  

Schutz gegen Gewalt 

Dazu gehört, dass wir uns für mehr Schutz und Unterstützung für von Gewalt 
betroffene Frauen* und FLINTA* (Frauen, Lesben, Inter*, Nichtbinäre, Trans* und 
Agender Personen) einsetzen. Wir fordern den Ausbau von Beratungsstellen mit 
niedrigschwelligen Angeboten, von Zufluchts-/Schutzwohnungen und Frauen*häusern 
im Bezirk. Auch Kinder, die von Gewalt betroffen sind, müssen dabei berücksichtigt 
werden. Es bedarf einer dauerhaften Aufklärungskampagne. Dabei muss auch die 
Istanbul-Konvention konsequent umgesetzt werden. Wir setzen uns für das Schaffen 
einer dafür zuständigen Stelle im Bezirk ein.  

Alleinerziehende stärken 

Wir wissen, dass alleinerziehende Frauen* besonders belastet sind und gezielte 
Unterstützung brauchen. Die Netzwerkstellen für Alleinerziehende sind zentrale 
Anlaufpunkte und ihre langfristige Finanzierung muss gesichert und ausgebaut werden! 
Hierzu gehört auch eine kostenfreie und bedarfsgerechte Kinderbetreuung, damit 
Frauen* nicht zwischen Beruf und Familie wählen müssen, sondern beides 
selbstbestimmt gestalten können. 

Öffentliche Räume, in denen sich alle wohlfühlen 

Wir wollen uns dafür einsetzen, dass öffentliche Räume sicher, barrierefrei und inklusiv 
gestaltet werden, um von FLINTA* und MINTA* (Mädchen, Inter*, Nicht-binäre, Trans* 
und Agender Personen) nutzbar zu sein. Dazu gehören eine gute Beleuchtung, sichere 
Wege und kostenlose Toiletten für Frauen*. Hierzu soll es einen feministischen 
Stadtplan geben, der von allen Lichtenberger*innen einsehbar ist. 

All das können wir nur umsetzen, wenn wir uns konsequent für eine durchgängige 
Finanzierung einsetzen. Feministische Maßnahmen dürfen nicht von Projektförderung 
abhängen. Wir setzen uns für eine solide, dauerhafte Finanzierung aller 
frauenpolitischen Angebote im Bezirk ein.  

Denn: Feministische Politik ist Gesellschaftspolitik. Eine Frauen*-politische Perspektive 
gehört in jede Entscheidung der Bezirksverordnetenversammlung. Dafür steht Die 
Linke Lichtenberg – konsequent und solidarisch. 
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Queerpolitik: Vom Plan zur Tat  
Lichtenberg ist längst ein Zuhause für eine große, diverse queere Community 
geworden. Der lokale Aktionsplan gegen Queerfeindlichkeit wird zwischen den 
verschiedenen Interessengruppen diskutiert werden und Grundlage für ein offenes und 
respektvolles Miteinander im Bezirk sein. Aber Papier ist geduldig – unsere Aufgabe für 
die Wahlperiode ab September 2026 ist es, diesen Plan mit Leben und Geld zu füllen.  

Aktionsplan umsetzen statt abheften 

Der bezirkliche Aktionsplan gegen Queerfeindlichkeit muss finanziell untersetzt sein, 
damit er seine Wirkung in den kommenden fünf Jahren voll entfalten kann. Wir sorgen 
dafür, dass die Maßnahmen gegen Queerfeindlichkeit konsequent ausgebaut und neue 
Begegnungsorte geschaffen werden. Vorhandene queere Strukturen, wie z. B. der 
Queer-Beirat, die AG Queer, der Queer-Preis, das Regenbogenfamilienzentrum und das 
Queere Beratungszentrum müssen im Bezirkshaushalt fest verankert werden. Wir 
brauchen finanzierte feste Strukturen und Planungssicherheit. Für die Umsetzung der 
geplanten Maßnahmen werden wir mit der Lichtenberger Verwaltung und der aktiven 
Trägerschaft das Gespräch suchen. 

Queere Kultur stärken 

Wir haben keinen CSD, aber wir haben immer mehr queere Events, auf die wir stolz 
sind, z. B. die Queere Aktionswoche und die Queeren Kunst- und Kulturtage. Diese 
Leuchttürme wollen wir finanziell ausbauen und weitere Aktivitäten in den Kiezen 
anregen und unterstützen.  

Sicherheit für FLINTA* und Queers* 

Die Gewalt gegen queere Menschen nimmt zu. Wir fordern Sicherheitskonzepte für den 
öffentlichen Raum, die das Zusammenwirken von zivilgesellschaftlichen Strukturen mit 
Polizei und Ordnungsamt vorschreiben. Dabei setzen wir auf soziale Kontrolle, gute 
Beleuchtung und Awareness-Strukturen, z. B. Kiezläufer-Awareness-Teams. Wir 
engagieren uns für die Schaffung einer Jugendfreizeiteinrichtung für queere 
Jugendliche in Lichtenberg und für die Sicherung und Umsetzung von neuen queeren 
Wohnprojekten. 

Queere Bildungsarbeit 

Unsere Aufgabe ist es, queere Bildungsarbeit in allen Lebensabschnitten zu 
ermöglichen, um Diskriminierungsebenen aufzudecken und Vorurteile und Klischees 
abzubauen. Dazu nutzen wir Fortbildungsangebote der queeren Trägerlandschaft und 
ermöglichen Begegnungen und den Dialog mit der queeren Community. 

Inklusion: Teilhabe ohne Barrieren  
Inklusion ist kein „nice-to-have“, sondern ein Menschenrecht. Wir wollen weg von 
Sonntagsreden hin zur harten Durchsetzung von Standards.  

Wohnen für alle 
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Neubau ohne Barrierefreiheit darf es nicht mehr geben. Wir fordern bei 
Bebauungsplänen harte Quoten für rollstuhlgerechten Wohnraum.   

Barrierefreie Demokratie 

Die Sitzungen der BVV und der Ausschüsse müssen dauerhaft hybrid und barrierefrei 
zugänglich sein, damit Teilhabe nicht an Treppenstufen oder fehlender Übersetzung 
scheitert.  

Arbeit inklusiv denken 

Der Bezirk muss als Arbeitgeber Vorbild sein und die Quote an Beschäftigten mit 
Schwerbehinderung in der Verwaltung erhöhen.  

Demokratie lebt von Beteiligung  
Die Linke Lichtenberg steht für eine lebendige, transparente und gerechte 
Kommunalpolitik, die die Menschen im Bezirk aktiv einbezieht. Wir wollen, dass alle 
Lichtenberger*innen in ihrem Kiez mitentscheiden und mitgestalten können – 
unabhängig von Herkunft, Einkommen oder Bildungsgrad. Denn echte Demokratie 
beginnt vor der eigenen Haustür. 

Bürger*innenhaushalt und Kiezfonds stärken 

Der Bürger*innenhaushalt ist ein zentrales Instrument, um Beteiligung konkret zu 
machen. Wir setzen uns dafür ein, dass dieser auch in Zukunft weiterentwickelt und 
gestärkt wird: mit mehr Transparenz, besserer Begleitung und klaren Rückmeldungen 
zu den eingebrachten Vorschlägen. Gute Ideen aus der Nachbarschaft verdienen eine 
faire Chance auf Umsetzung – und eine verlässliche Finanzierung. 

Auch die Kiezfonds sind eine wichtige Möglichkeit, das Engagement direkt vor Ort zu 
fördern. Ob Nachbarschaftsfeste, Umweltprojekte oder Bildungsangebote – mit kleinen 
Summen können große Wirkungen erzielt werden. Wir fordern, dass die Mittel für die 
Kiezfonds abgesichert und die Kiezfonds besser beworben werden, damit möglichst 
viele Lichtenberger*innen davon profitieren können. 

Gemeinsam wirksam werden 

Bürger*innenbeteiligung darf kein Feigenblatt sein, sondern muss strukturell verankert 
und ernst genommen werden. Wir wollen Beteiligung inklusiv gestalten – mit 
mehrsprachigen Angeboten, barrierefreien Formaten und gezielter Ansprache von 
Gruppen, die bisher kaum gehört werden. 

Dazu sollen Begegnungsorte erhalten und neue geschaffen werden. Neben dem 
Ausbau von mehrsprachigen Angeboten in Ämtern und im Schriftverkehr, soll es auch 
mehr Kiezfeste geben, die den Menschen aus den Großraumsiedlungen eine 
Möglichkeit der Begegnung bieten. 
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Bezirkshaushalt für die Menschen, die hier leben  
Lichtenberg hatte viele Jahre solide Bezirksfinanzen. Das war Ergebnis linker 
Haushaltspolitik, die sich zu klaren politischen Schwerpunktsetzungen für die 
Menschen hier bekannt hatte. Das ist nun anders.  

Die richtigen Prioritäten setzen 

Doch auch in finanziell schwierigen Zeiten ist Prioritätensetzung besonders wichtig. 
Unsere Priorität liegt weiterhin auf einem friedlichen sozialen Miteinander. Dafür 
braucht es gut ausgestattete Kitas und Schulen, Jugendfreizeiteinrichtungen aber 
natürlich auch gute Angebote für die ältere Generation und eine funktionierende 
öffentliche Verwaltung. Nicht zu vergessen sind auch Alleinerziehende und die vielen 
Menschen, welche nach traumatischen Kriegserlebnissen hier bei uns ein neues 
Zuhause gefunden haben. Dafür braucht es verbindende kulturelle Angebote, 
Spielplätze, Sportmöglichkeiten und vieles mehr.  

Wir fordern vom Land Berlin endlich eine bedarfsgerechte finanzielle Ausstattung der 
Bezirke für wichtige Investitionen für eine moderne Mobilität, für Fußverkehr genauso 
wie für Radfahrende und natürlich den Öffentlichen Personennahverkehr.  

Prävention stärken 

Hilfe und Unterstützung für Familien mit unterschiedlichsten Problemlagen darf nicht 
zu Lasten all der vorgenannten Themen gehen. Es braucht mehr präventive Angebote 
für Kinder, Jugendliche und Familien, damit Probleme möglichst gar nicht erst 
entstehen. Das spart nicht nur Geld, sondern vor allem lässt es Kinder glücklich leben.  

Wir führen den erfolgreichen Bürgerhaushalt fort. Die Kiezfonds in den Stadtteilen 
werden wir erhalten bzw. eventuelle Kürzungen durch die CDU wieder zurücknehmen. 
Denn: Die Menschen, die hier leben, sind Expert*innen in eigener Sache.  

Kultur lebendig halten 
Berlin lebt von der Kultur. Wir brauche sie zuvorderst für den Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft, aber auch für die Wirtschaftskraft unserer Stadt. Lichtenberg ist als 
Außenbezirk seltener im Fokus der Berliner Kulturpolitik, besitzt aber auch große 
kulturelle Strahlkraft und eine Vielfalt an Kunstschaffenden, Ausstellungen und 
Museen. 

Kommunale Einrichtungen stärken 

In den bezirklichen Einrichtungen setzen wir uns für gute Arbeitsbedingungen aller 
Beschäftigten ein. Für die Schostakowitsch-Musikschule Berlin-Lichtenberg fordern wir 
die Schaffung fester Stellen in Umsetzung des Herrenberg-Urteil des 
Bundessozialgerichts.  

Wir setzen uns besonders für den Erhalt und Ausbau des Mies Van der Rohe Hauses 
ein. Um das Potential des Gebäudes als Museums- und Lernort voll zu nutzen, ist hier 
ein modernes Besucherzentrum überfällig.  
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Mehr Kultur in die Großsiedlung Neu-Hohenschönhausen  

Im Stadtteil Neu-Hohenschönhausen gibt es viele soziokulturelle Angebote 
verschiedener Träger, gerichtet an die Nachbarschaften und von diesen stark genutzt. 
Es gibt das Studio im Hochhaus als kommunale Kultureinrichtung und die 
Jugendkunstschule. Herausragende Bedeutung hat die stark frequentierte Anna-
Seghers-Bibliothek im Lindencenter mit einer Vielzahl von Veranstaltungen. 
Kooperationen des Kinos Cinemotion mit dem Bezirksamt - das Seniorenkino und die 
Filmreihe „Irrsinnig menschlich“ - finden weit über den Bezirk Lichtenberg hinaus 
großen Zuspruch. Wir wollen sie auch in der kommenden Wahlperiode fortsetzen. Seit 
über 20 Jahren, ursprünglich initiiert durch ein Einwohnerbegehren, läuft die 
Diskussion um ein urbanes Zentrum zwischen Prerower Platz und S-Bahnhof 
Hohenschönhausen. Nach mehreren Planungsvorhaben, einer umfangreichen 
Bürger*innenbeteiligung und unterschiedlichen Positionen der Parteien in der BVV und 
im Bezirksamt sind wir weit von einem ersten Spatenstich entfernt. Die Linke wird 
bisherige Planungen auf den Prüfstand stellen und unter Einbeziehung des 
benachbarten Kinos Cinemotion, des von Leerstand nicht verschonten Lindencenters 
und der beide Orte nutzenden Bevölkerung nach realisierbaren Lösungen suchen. 

Kulturelle Orte verteidigen 

Kunst und Kultur brauchen Platz in der Stadt. Orte der freien Kunstszene, in der 
Kreative zusammenkommen, um gemeinsam etwas zu schaffen, wollen wir stärken. Wir 
setzen uns für den Erhalt der BLO-Ateliers ein. Der Bezirk soll weiter Druck auf die 
Deutsche Bahn ausüben und eine langfristige Perspektive entwickeln. Eine bloße 
Zwischenlösung ist nicht ausreichend. Ausstellungsorte mit internationaler Strahlkraft 
wie „Dark Matter“ sind aus kultureller und wirtschaftlicher Perspektive wichtige 
Standorte im Bezirk. Die Ermöglichung eines Ausbaus der Räumlichkeiten zur 
Weiterentwicklung der künstlerischen Arbeit möchten wir unterstützen. 

Ebenso wollen wir mehr Kunstorte im öffentlichen Raum schaffen und z. B. weitere 
legale Graffiti-Flächen errichten. Auch der von uns ins Leben gerufene Kultursommer 
bringt kostenlose Veranstaltungen in die Kieze. Das fördert nicht nur den 
Zusammenhalt vor Ort, sondern unterstützt ebenso die freischaffenden Künstler*innen 
angesichts zunehmender Kürzungen seitens des Senats. 

Antifaschistische Erinnerungskultur lebendig halten 

Kunst und Kultur spielen auch eine wichtige Rolle bei der Gestaltung einer lebendigen 
Erinnerungskultur. Für uns gehört hierzu ein antifaschistisches Gedenken an die Folgen 
von Krieg und nationalsozialistischer Gewaltherrschaft, gemeinsam mit der 
Zivilgesellschaft und unter Ausschluss faschistischer Kräfte wie der AfD. 

Wir erkennen den Friedhof der Sozialisten auf dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde als 
zentralen und international bekannten Ort der Geschichte der Arbeiterbewegung an, 
unterstützen die Arbeit des Fördervereins und setzen uns für eine bessere Sicherung 
des Friedhofsgeländes gegen Vandalismus und Diebstahl ein.  
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Sport in Lichtenberg – Bewegung für alle, nicht nur für wenige  
Sport ist für uns kein Luxus. Sport ist Daseinsvorsorge. Ob im Verein, in der Schule 
oder einfach auf dem Bolzplatz – Bewegung verbindet, macht stark und hält gesund. 
Für Die Linke ist es eine wichtige Aufgabe, dafür zu sorgen, dass alle in Lichtenberg die 
Chance haben, sich zu bewegen. Unabhängig vom Geldbeutel. Unabhängig vom 
Geschlecht. Unabhängig davon, ob man im Rollstuhl sitzt oder nicht.  

Schauen wir uns um: Wir haben in Lichtenberg eine der höchsten 
Nichtschwimmer*innenquoten in ganz Berlin. Viele Kinder verlassen die Grundschule, 
ohne sicher schwimmen zu können. Dass ausgerechnet bei uns ein Teil der 
Bustransfers zu den Schwimmhallen gestrichen wurde, ist ein Skandal. Die Linke hat 
das kostenlose Ferienschwimmen nach Lichtenberg geholt – und wir werden es 
verteidigen. Aber wir wollen mehr: Wir fordern von den Berliner Bäderbetrieben endlich 
mehr Schwimmunterricht in unseren Hallen.  

Sportstätten nicht verfallen lassen 

Und dann sind da unsere Sporthallen. Wissen Sie, wie viele Schulsporthallen in 
Lichtenberg gerade nur eingeschränkt oder gar nicht genutzt werden können? Zu viele. 
Hallen, in denen kein regulärer Sportunterricht stattfinden kann, weil sie marode sind. 
Das ist kein Naturgesetz. Das ist politisches Versagen. Der schwarz-rote Senat hat im 
Januar 2025 die längst zugesagten Sanierungen für viele Lichtenberger Schulen 
gestrichen oder in die Jahre 2029 bis 2035 verschoben. Wir machen die Sanierung zur 
Chefsache. Unser Ziel ist klar: Kein Unterrichtsausfall mehr wegen baufälliger Decken.  

Ein modernes Sportforum für alle 

Ein besonderer Ort liegt uns am Herzen: das Sportforum Hohenschönhausen. Es ist 
das Herzstück des Sports in unserem Bezirk, die zweitgrößte Sportanlage der 
Hauptstadt und mit Blick auf den Spitzen- und Nachwuchsleistungssport nahezu 
einmalig in Deutschland. Auf 45 Hektar trainieren hier mehr als 300 
Bundeskaderathletinnen und -athleten sowie 800 Aktive der zwölf ansässigen 
Landesstützpunkte. Von den Füchsen Berlin über die Eisbären Juniors bis zum BFC 
Dynamo – hier ist der Sport zu Hause.  

Doch auch am Sportforum geht die Zeit nicht spurlos vorbei: Die Infrastruktur ist an 
vielen Stellen marode und entspricht nicht mehr den Anforderungen, die wir an eine 
moderne Sportstätte stellen. Der Masterplan zur Entwicklung des Sportforums zu 
einem nationalen Spitzensportzentrum wurde zwar bereits im Dezember 2023 
verabschiedet, aber die Umsetzung muss endlich Fahrt aufnehmen. Bis 2027 soll eine 
neue Sporthalle entstehen, bis Ende 2028 eine Wintersport-Athletikhalle. Das sind gute 
Schritte – und wir werden genau hinschauen, dass diese Zeitpläne auch eingehalten 
werden.  

Wir kämpfen dafür, dass das Sportforum kein abgeschotteter Ort bleibt. Es muss für 
uns alle geöffnet sein. Dass es öffentliches Eislaufen gibt, ist ein Anfang. Aber wir 
wollen mehr: Die Sportanlagen sollen von den Lichtenberger*innen genutzt werden 
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können. Der Masterplan verspricht, uns das Sportforum näher zu bringen – wir wollen 
dieses Versprechen einlösen.  

Leistungssport und Breitensport – Ein symbiotischer Kreis  

Wir wissen um das Gewicht des Leistungssports und seine tiefe Identität in Berlin-
Lichtenberg. Wenn unsere Athletinnen und Athleten bei Olympia starten – bei den 
jüngsten Spielen in Paris gingen rund 80 Aktive aus Berlin an den Start – dann sind sie 
auch Botschafterinnen und Botschafter unserer Stadt. Darauf sind wir stolz.  

Leistungssport und Breitensport bedingen einander. Es ist ein symbiotischer Kreis: 
Ohne breite Basis keine Spitze. Ohne Vorbilder keine Begeisterung für den Einstieg. 
Diese Harmonie und Zusammenarbeit wollen wir fördern – so, dass Breiten- und 
Leistungssport voneinander profitieren können. Wenn Kinder auf dem Bolzplatz kicken 
und später im Stadion ihre Idole sehen, entsteht dieser Kreislauf. Wenn Vereine 
Nachwuchsarbeit leisten und Talente an Leistungszentren weitergeben, funktioniert 
das System.  

Konkrete Projekte, für die wir kämpfen  

Ein Herzensprojekt ist für uns die Sanierung unserer Sportstätten. Der SV Lichtenberg 
47, Sparta Lichtenberg, der BFC Dynamo und viele weitere Vereine sind tief in unserem 
Bezirk verwurzelt. Sie alle sind auf eine funktionierende Infrastruktur angewiesen – 
doch die lässt vielerorts zu wünschen übrig. Wir kämpfen für neue Lösungen, damit alle 
Lichtenberger Vereine endlich die Infrastruktur bekommen, die sie verdienen.  

Ein weiteres Trauerspiel ist das Hubertusbad. Seit Jahren verfällt dieses 
wunderschöne, denkmalgeschützte Haus. Im Januar 2026 ist das Bieterverfahren 
endgültig gescheitert – kein Investor konnte liefern. Eigentlich muss klar sein: Dieses 
Bad gehört nicht auf den Markt. Es gehört in öffentliche Hand, in den Landeshaushalt. 
Wir fordern hier Transparenz: Die Einnahmen aus Zwischennutzung müssen 
zweckgebunden für die Sanierung verwendet werden, nicht im allgemeinen Haushalt 
verschwinden. Wir werden nicht aufhören, für die Sanierung des Hubertusbads zu 
kämpfen.  

Gleiche Chancen auch im Sport 

Und wir denken auch an die, die im Sport oft übersehen werden. Mädchen und Frauen 
bekommen in Vereinen häufig die schlechteren Trainingszeiten. FLINTA*-Personen 
finden nicht immer den Raum, den sie brauchen. Das wollen wir ändern. Wir werden die 
Vergaberichtlinien für Hallenzeiten so anpassen, dass Vereine bevorzugt werden, die 
aktiv Mädchen- und Frauenförderung betreiben und inklusive Angebote machen.  

Wir setzen uns ein für den Frauenfußballplatz, der endlich saniert werden muss. Für 
einen neuen Sportplatz in Karlshorst. Für die Trabrennbahn und den Reitsport in 
Malchow.  

Sport in Lichtenberg soll für alle da sein. Fair. Bezahlbar. Zugänglich. Ob im Sportforum 
oder auf dem Bolzplatz um die Ecke – hier trainieren unsere Kinder, hier schwitzen 
unsere Athletinnen und Athleten, hier feiern wir unsere Erfolge. Dafür stehen wir ein.  



28 
 

Für ein Lichtenberg, in dem wir alle sicher und frei leben können – 
Unser Kampf gegen rechts 
Auch im Jahr 2026 müssen wir immer noch darüber reden, dass Menschen in unserem 
Bezirk Angst haben, weil sie anders aussehen, anders lieben oder eine andere Herkunft 
haben. Noch immer kleben in unseren Kiezen Aufkleber mit antisemitischen Parolen. 
Noch immer werden Menschen auf offener Straße rassistisch beleidigt und bedroht. 
Erst im Februar dieses Jahres wurde in Hohenschönhausen ein queerfeindlicher Flyer 
in den Briefkasten einer Jugendfreizeiteinrichtung geworfen. In der Ribnitzer Straße 
klebten Aufkleber mit Reichsadler und antimuslimischen Parolen. Im Weitlingkiez wurde 
einem Nachbarn mit dunkler Hautfarbe das Aufenthaltsrecht abgesprochen und die 
Geste des Halsdurchschneidens gezeigt. 

Das ist kein Randphänomen. Das ist der Alltag vieler unserer Nachbar*innen. Und das 
nehmen wir nicht hin. 

Für uns ist Antifaschismus keine Sonntagsrede. Er ist der Kern unserer politischen 
Arbeit. Wir sind die antifaschistische Partei in Lichtenberg. Wir stehen an der Seite der 
Opfer rechter Gewalt und Propaganda. Wir lassen nicht zu, dass Faschist*innen auf 
unseren Straßen den Ton angeben. Unser Satz ist klar: Kein Fußbreit den 
Faschist*innen! 

Den Kampf gegen Rechtsextremismus gemeinsam bestreiten 

Darum kämpfen wir für den Erhalt der Registerstelle, die jede einzelne rechte Tat in 
unserem Bezirk dokumentiert. Denn was nicht gezählt wird, wird nicht bekämpft. Wir 
kämpfen für die Finanzierung von Projekten, die sich gegen Rassismus, Antisemitismus 
und Queerfeindlichkeit stellen. Und wir kämpfen dafür, dass unsere Schulen Orte der 
Demokratie bleiben. Mit dem Wahlrecht ab 16 Jahren wird politische Bildung noch 
wichtiger. Wir wollen, dass jedes Kind in Lichtenberg lernt, rechtsextreme Codes zu 
erkennen und sich dagegenzustellen. 

Unsere Jugendclubs sind dabei mehr als nur Freizeitorte. Sie sind Schutzräume. Sie 
sind Orte, an denen junge Menschen erfahren, was Solidarität bedeutet – und dass es 
eine Alternative gibt zu den einfachen Antworten der Rechten. Wir werden diese Orte 
verteidigen und ausbauen. 

Und wir solidarisieren uns mit den älteren Bürger*innen, die schon immer gegen 
Faschismus gekämpft haben. Die VVN-BdA ist uns eine wichtige Partnerin. Wer 
versucht, diese Organisation zu delegitimieren, hat uns gegen sich. Gemeinsam mit der 
VVN-BdA klären wir auf und betreiben damit lebendige Erinnerungskultur. Die Opfer 
des Faschismus sind nicht vergessen. Ihre Namen stehen auf unseren 
Straßenschildern – und sie stehen für unseren Auftrag. 

Lichtenberg ist bunt. Lichtenberg ist vielfältig. Und Lichtenberg bleibt wehrhaft. Wenn 
Sie uns Ihre Stimme geben, geben Sie auch ein Zeichen: gegen rechts, für 
Zusammenhalt, für ein Lichtenberg, in dem alle sicher und frei leben können. 
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Lichtenberg bleibt friedlich – Konkrete Hilfe für 
Kriegsdienstverweigerer  
In einer Zeit, in der die Bundesregierung von „Kriegstüchtigkeit“ spricht und die 
Infrastruktur für neue Kriege vorbereitet, setzen wir auf ein friedliches Lichtenberg. Wir 
lehnen die Militarisierung des Bildungssektors und die Präsenz von Jugendoffizieren an 
unseren Schulen und Hochschulen entschieden ab. Bildung muss der 
Friedenserziehung dienen, nicht der Rekrutierung.  

Für uns als Die Linke Lichtenberg ist das Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
unantastbar. Wir lassen die junge Generation nicht allein: Ganz im Sinne unserer 
Tradition der konkreten Hilfe im Alltag etablieren und unterstützen wir im Bezirk 
verlässliche Beratungsstrukturen für alle, die sich dem Dienst an der Waffe entziehen 
wollen. Wir schaffen Schutzräume gegen den neuen Wehrpflicht-Zwang und bieten 
praktische Unterstützung bei der Durchsetzung eurer Grundrechte. Lichtenberg bleibt 
ein Bezirk der Solidarität und des Friedens.  

 

 

Lichtenberger und Lichtenbergerinnen! 

Gehen Sie am 20. September 2026 zur Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses 
und der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) Lichtenberg und treten Sie an 
unsere Seite. Es wird nicht leicht, aber es wird gemeinsam interessant und 
erfolgreich! 
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